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Gemäß § 58 Abs. 1 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBl.Nr. 302/84 idgF, § 65 Abs. 1 Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBl.Nr. 296/1985 idgF bzw. § 29 b  Abs. 1 Vertragsbedienstetengesetz, BGBl.Nr. 86/1948, kann dem Landeslehrer auf Antrag ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) gewährt werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

Daraus folgt, dass das Vorliegen der Voraussetzungen für die Genehmigung eines Karenzurlaubes von der Dienstbehörde in jedem Einzelfall gesondert zu prüfen ist.

Seitens der Dienstbehörde wird darauf hingewiesen, dass Anträge auf Genehmigung eines Karenzurlaubes gegen Entfall der Bezüge ausnahmslos auf dem Dienstweg (über Schulleitung sowie Schulreferat des jeweiligen Bezirkes an die Abteilung 6) mit den entsprechenden Formularen für Landeslehrer aus der Formularsammlung der Abteilung 6 (Link: www.bildungsland.at – Schulen – Behörden – Landesregierung – Formulare Abt. 6 – Karenzurlaub) einzubringen sind.

Dabei ist zu beachten, dass jedes Ersuchen eine nähere Begründung enthalten muss, wobei z.B. die allgemeine Formulierung „aus privaten Gründen“ seitens der Dienstbehörde als nicht ausreichend betrachtet wird. Die für eine Prüfung und Entscheidung der Dienstbehörde erforderlichen schriftlichen Unterlagen (z.B. Ausschreibungen, Einladungen u.s.w.) sind dem Antrag anzuschließen. 

Außerdem hat jedes Ansuchen eine Stellungnahme der Schulleitung zu enthalten, die Auskunft darüber gibt, ob das Ansuchen befürwortet wird oder nicht und auf welche Art und Weise eine Vertretung erfolgt. Hierbei ist ganz besonders darauf zu achten, dass es grundsätzlich zu keinen bezahlten Supplierungen bzw. Mehrdienstleistungen kommt.

Weiters sind die Ansuchen im Pflichtschulbereich um eine Stellungnahme des zuständigen Schulreferates des Bezirkes sowie im Bereich der Berufsschulen des zuständigen Landesschulinspektors zu ergänzen. 

Die Landeslehrer werden dazu angehalten, alle Formulare vollständig ausgefüllt und mit den zur Entscheidungshilfe erforderlichen Unterlagen auf dem Dienstweg einzureichen. An dieser Stelle wird auch darauf hingewiesen, dass die Anträge so zeitgerecht bei der Abteilung 6 des Amtes der Kärntner Landesregierung einlangen müssen, dass noch allfällige ergänzende Ermittlungen angestellt werden können und die Entscheidung über ein Ansuchen dem Landeslehrer auch rechtzeitig bekanntgegeben werden kann. 

Vor Erteilung einer Genehmigung seitens der Dienstbehörde ist es dem Landeslehrer jedenfalls nicht gestattet, einen Karenzurlaub gegen Entfall der Bezüge anzutreten.
Bei Karenzurlauben gegen Entfall der Bezüge unterscheidet die Dienstbehörde:

1. kurzzeitige Karenzurlaube für die Dauer eines oder mehrerer Tage:

Diese Ansuchen müssen mindestens 14 Tage vorher bei der Dienstbehörde einlangen, damit die Entscheidung über eine mögliche Genehmigung noch vor Antritt des Karenzurlaubes dem Lehrer auf dem Dienstweg zugestellt werden kann. Nur in jenen Fällen, die von unvorhersehbaren, plötzlich eintretenden Ereignissen verursacht worden sind, kann trotz einem späteren Einlangen des Antrages ausnahmsweise eine Genehmigung erteilt werden.

2. Karenzurlaube für die Dauer eines ganzen Schuljahres:

Zur rechtzeitigen Planung der für das jeweils kommende Schuljahr notwendigen Personalmaßnahmen sind Ansuchen um Gewährung eines Karenzurlaubes für ein ganzes Schuljahr, die nicht aus Anlass der Mutterschaft gestellt werden, spätestens bis Ende März jeden Jahres einzubringen.

Diese Ansuchen sind zusätzlich um eine Stellungnahme des/r zuständigen Bezirksschulinspektors/in zu ergänzen. 

Abschließend wird noch darauf hingewiesen, dass es im Zuge eines Antrages auf einen kurzzeitigen Karenzurlaub gegen Entfall der Bezüge in der Regel zu keiner Verlängerung von unterrichtsfreien Zeiten bzw. Fenstertagen kommen sollte.

Die Schulleitungen sowie die Schulreferate in den Bezirken werden ersucht, diesen Erlass allen Landeslehrern/Innen (auch jenen, die sich derzeit im Mutterschutz-/Väterkarenz- bzw. Mutterschaftskarenzurlaub oder Karenzurlaub befinden) nachweislich zur Kenntnis zu bringen.

Klagenfurt, 09.07.2009
Für die Kärntner Landesregierung:

                                                Mag. Gerhild Hubmann
	 Besoldung-Sonstiges
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